Grüne: Vogelschutzgebiet Butjadingen unvollständig
Wichtiges Brachvogel-Rastgebiet fehlt

Der von Niedersachsens Umweltminister Sander in der vergangenen Woche vorgelegte Vorschlag zur Ausweisung eines neuen EU-Vogelschutzgebiets in der Gemeinde Butjadingen ist nach Meinung der Grünen unvollständig. 

„Zwischen Burhave und dem Langwarder Groden gibt es das größte binnenländische Rastgebiet des Großen Brachvogel mindestens in Niedersachsen, wahrscheinlich sogar in ganz Deutschland. Dieses Gebiet fehlt vollständig, obwohl die EU-Kommission ausdrücklich die Ausweisung von Schutzgebieten für den Großen Brachvogel eingefordert hat“, kritisierte die Nordenhamer Grünen-Landtagsabgeordnete Ina Korter. 

Insgesamt schlägt die Landesregierung in Butjadingen ca. 5.500 Hektar als zusätzliche Vogelschutzgebiete vor; die EU-Kommission hatte im April diesen Jahres über 10.000 Hektar gefordert.

Obwohl der Große Brachvogel auch auf den von der Landesregierung als Vogelschutzgebiet vorgeschlagenen Flächen regelmäßig in sehr großen Beständen rastet, werde diese Art in der Gebietsbeschreibung des Umweltministeriums nicht einmal erwähnt, erklärte die Grünen-Politikerin. „Ich kann mir nicht vorstellen, dass das bei der herausragenden Bedeutung des Gebietes nur ein Lapsus ist. Wahrscheinlich meint Herr Sander, die EU-Kommission mit einem plumpen Trick von der unvollständigen Meldung ablenken zu können. Das wird nicht aufgehen“, so Korter.

In einem Schreiben an Landrat Michael Höbrink und Butjadingens Bürgermeister Rolf Blumenberg schlägt Ina Korter daher vor, der Landkreis und Gemeinde sollten sich im Rahmen des öffentlichen Beteiligungsverfahrens für eine fachlich vollständige Gebietsabgrenzung und Nennung der zu schützenden Vogelarten einsetzen. Das Beteiligungsverfahren läuft noch bis Mitte Dezember.

„Weder Kommune noch Flächeneigentümer haben etwas davon, wenn die fehlenden Flächen jetzt noch nicht ausgewiesen werden. Gerade für den Großen Brachvogel ist die Flächenauswahl landesweit besonders schlecht. Das wird in Brüssel nicht durchgehen. Da ist es für alle Beteiligten besser, sofort Planungssicherheit zu haben“, meint die Nordenhamer Grünen-Politikerin.  
